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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Frühjahrstagung des Europäischen 
Rates am 21. März 2003 in Brüssel

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Synthesebericht der Europäischen Kommission für die 
Frühjahrstagung des Europäischen Rates im Jahre 2003 (KOM(2003) 004),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel: “Entscheidung für 
Wachstum: Wissen, Innovation und Arbeit in einer auf Zusammenhalt gegründeten 
Gesellschaft – Bericht für die Frühjahrstagung des Europäischen Rates am 21. März 2003 
über die Lissabonner Strategie zur wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Erneuerung“ (KOM(2003) 005),

– unter Hinweis auf das von Bediensteten der Kommission vorgelegte Arbeitspapier mit 
dem Titel „Fortschritte bei der Lissabonner Strategie“ (SEK(2003) 25),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission über die Europäische 
Beschäftigungsstrategie (KOM(2003) 006),

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates von 
Göteborg vom 15./16. Juni 2002 sowie seine Entschließungen vom 31. Mai 2001 zum 
Thema Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Bericht Hulthén), vom 16. Mai 2002 
(Berichte Papayannakis und Lannoye) und vom 16. Dezember 2002 zum Ergebnis des 
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, 

– unter Hinweis auf die in Artikel 2 des Vertrags verankerten Zielvorgaben der Union: ein 
hohes Maß des Schutzes und die Verbesserung der Qualität der Umwelt und des sozialen 
Schutzes, die Anhebung des Lebensstandards und der Lebensqualität sowie der 
wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt und die Solidarität unter den Mitgliedstaaten,

A. in der Erwägung, dass anerkannt werden sollte, dass die Verfolgung umweltpolitischer 
Zielvorgaben auch eine dynamische Wirkung auf Wachstum, Entwicklung und soziales 
Wohlergehen haben wird; weist darauf hin, dass eine ehrgeizige Umweltpolitik, die auf 
vernünftigen Rechtsvorschriften und der Förderung neuer umweltfreundlicher 
Technologien basiert, keineswegs im Widerspruch zum Ziel der Vollbeschäftigung steht, 
sondern eine große Zahl von Arbeitsplätzen schaffen kann,

B. in der Erwägung, dass die Bürger der EU in zunehmendem Maße einen neuen Ansatz für 
Wachstum und wirtschaftliche Entwicklung fordern, der auf hohen Standards für 
Umweltschutz, Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen, Bildung und Ausbildung sowie 
Volksgesundheit und Nahrungsmittelsicherheit beruht und Teil eines modernisierten 
europäischen Wirtschafts- und Sozialmodells ist,

C. in der Erwägung, dass sich die Geldpolitik auf Investitionen und Wachstum auswirkt; 
ferner in der Erwähnung, dass die Zinssätze notwendigerweise für die gesamte Eurozone 
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homogen sind, während die Inflationsraten, die Wachstumsaussichten, die staatlichen 
Defizite und der Schuldenstand große Unterschiede aufweisen,

D. in Erwägung der weitverbreiteten Besorgnis, dass sich eine starre Anwendung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes als bedeutendes Hindernis für die Überwindung der 
gegenwärtigen Krisen und die Verbesserung der wirtschaftlichen Aussichten der Union 
herausstellen könnte,

1. bekräftigt die Bedeutung der nachhaltigen Entwicklung, die als führender Grundsatz aller 
EU-Politiken verankert werden muss; 

2. unterstreicht, dass der Umweltpfeiler der nachhaltigen Entwicklung von gleicher 
Bedeutung ist wie der wirtschaftliche und der soziale Pfeiler; ist der Auffassung, dass die 
von der Kommission entwickelten Umweltindikatoren, die in die Liste der 
Strukturindikatoren aufgenommen wurden, eine gute Grundlage für künftige Bewertungen 
der nachhaltigen Entwicklung sind, dass diese Liste jedoch weiter ausgearbeitet und 
entwickelt werden muss, insbesondere im Bereich der biologischen Vielfalt und des 
Einsatzes der Ressourcen;

3. fordert den Europäischen Rat auf, dafür Sorge zu tragen, dass die nachhaltige 
Entwicklung zu einem wichtigen und regelmäßigen Aspekt der bevorstehenden 
Frühjahrstagungen wird, indem die Kommission aufgefordert wird, eine jährliche 
Bestandaufnahme der Prozesse von Cardiff, Göteborg und Johannesburg vorzubereiten, 
die zusammen mit dem Synthesebericht vor Ende des Jahres, das der Frühjahrstagung des 
Rates vorausgeht, vorgelegt werden soll;

4. betont, dass der Cardiff-Prozess zur Einbeziehung der ökologischen Dimension in die 
Gemeinschaftspolitiken neue Dynamik erhalten muss, indem quantifizierte sektorale 
Zielvorgaben festgelegt werden, die die bestehenden Indikatoren ergänzen und dabei 
helfen, die verschiedenen Strategien der Tagung des Europäischen Rates von Cardiff 
umzusetzen;

5. verpflichtet sich, detaillierte und ständige Mechanismen zu entwickeln, um die 
Durchführung der Ergebnisse des Gipfels von Johannesburg sowie die Fortschritte bei der 
internen Strategie der nachhaltigen Entwicklung und dem Cardiff-Prozess zu bewerten, 
damit es seiner anhaltenden Verpflichtung nachkommt, die Fortschritte hin zu einer 
nachhaltigen Entwicklung zu überwachen; weist darauf hin, dass die Kommission 
gleichermaßen geeignete Infrastrukturen schaffen sollte, um der Frühjahrstagung des 
Rates Empfehlungen zu unterbreiten;

6. ist der Auffassung, dass die „ausgeweiteten Verträglichkeitsprüfungen“, die in das 
Arbeitsprogramm der Kommission für 2003 aufgenommen wurden, nicht viel gemeinsam 
mit den Verträglichkeitsprüfungen hinsichtlich der Nachhaltigkeit haben, wie sie vom 
Europäischen Rat in Göteborg gefordert wurden;

7. begrüßt die Verpflichtung des Rates und der Kommission auf die Vollbeschäftigung und 
die Bekräftigung ihrer Absicht, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen; unterstreicht, 
dass die Vollbeschäftigung und die Verbesserung der Qualität der Beschäftigung einen 
bedeutenden Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten werden; betont, dass 
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Maßnahmen zur Schaffung von Arbeitsplätzen kein Ziel an sich sind, sondern zu 
wirklicher Beschäftigung führen müssen; betont die Notwendigkeit, ein gutes 
Arbeitsumfeld für alle zu fördern, einschließlich der Chancengleichheit für Menschen mit 
Behinderungen;

8. begrüßt den Vorschlag der Kommission, quantifizierte Zielvorgaben in die revidierte 
Europäische Beschäftigungsstrategie aufzunehmen; fordert messbare Zielvorgaben und 
verbindlichere Ziele für eine bessere Bewertung auf der Grundlage gemeinsamer 
Indikatoren; fordert eine Bewertung der Frage, welchen potenziellen Wandel die 
Vorschläge zur Verstärkung der Beteiligung von Frauen und älteren Menschen am 
Arbeitsmarkt, insbesondere in Bezug auf die gegenwärtig von ihnen geleistete unbezahlte 
Arbeit, in der Gesellschaft herbeiführen werden;

9. fordert eine neue Strategie für die umfassende Entwicklung eines emanzipatorischen 
Modells der Beschäftigung, das auf der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, 
kürzeren Arbeitszeiten, der Qualität der Beschäftigung und neuen Formen der 
Vereinbarkeit von Beruf und persönlichem Leben, lebenslangem Lernen und einer auf die 
Verbesserung der Fertigkeiten abzielenden Offensive für die wissensgestützte 
Gesellschaft beruht; fordert ferner eine Umstrukturierung der Umweltstrategie und 
ökologisch effiziente und personenzentrierte Dienste, die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
durch Erneuerung der Regelungen für die Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen 
und Leistungen der Daseinsvorsorge, die Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU), öffentlich geförderte Initiativen zur Schaffung von Arbeitsplätzen und 
Maßnahmen zur Entwicklung der Sozialwirtschaft;

10. begrüßt die Absicht der Präsidentschaft, Maßnahmen zur Integration von Gruppen zu 
fördern, die unter sozialer Ausgrenzung leiden, insbesondere mit Blick auf 2003 als Jahr 
der Menschen mit Behinderungen; weist darauf hin, dass der Kampf gegen Armut und 
soziale Ausgrenzung ein unerlässlicher Bestandteil der integrierten Strategie ist; betont die 
Notwendigkeit, eine zunehmend breitere gemeinsame und koordinierte Grundlage in 
Europa zu schaffen, um Systeme des sozialen Schutzes zu erhalten, die nach hohen 
sozialen Grundsätzen und Standards organisiert und finanziert werden;

11. fordert eine Strategie der sozialen Integration, die durch Zielvorgaben untermauert wird, 
Finanzierungsmaßnahmen und ein legislatives Vorgehen bei Mindeststandards sowie eine 
neugestaltete Koordinierung bei den Rentenreformen und im Gesundheitswesen/bei der 
Betreuung von älteren Menschen, um auf die Solidarität gestützte Systeme zu verstärken, 
ihre Beitragsgrundlage zu erweitern und Ungleichheit durch verstärkte Elemente der 
Umverteilung zu beseitigen;

12. nimmt den gemeinsamen Bericht des Rates und der Kommission zu angemessenen und 
nachhaltigen Renten zur Kenntnis; fordert die Präsidentschaft auf, dem Ausschuss für 
Sozialschutz bei den erklärten Zielen der EU für die Rentensysteme zu folgen, um zu 
gewährleisten, dass ältere Menschen nicht der Gefahr der Armut ausgesetzt sind und einen 
würdigen Lebensstandard genießen, dass sie aktiv am wirtschaftlichen Wohlergehen ihres 
Landes teilhaben und dementsprechend aktiv am öffentlichen, sozialen und kulturellen 
Leben teilnehmen können;

13. bekräftigt die bedeutende Rolle der Sozialpartner bei der Umsetzung der Lissabonner 
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Nachhaltigkeitsstrategie; verweist darauf, wie wichtig es ist, die Einbeziehung der 
Sozialpartner in die Arbeit des Frühjahrsgipfels zu institutionalisieren und damit zu 
straffen; fordert den Rat dringend auf, der Annahme des Beschlusses über den Dreier-
Konzertierungsausschuss für Wachstum und Beschäftigung, der auf der Grundlage dieser 
neuen Formel im Vorfeld der Frühjahrstagung des Europäischen Rates im März 
einberufen werden soll, hohe Priorität einzuräumen;

14. fordert die Präsidentschaft auf, eine Initiative zu ergreifen, um mit der Revision der 
Richtlinie über Europäische Betriebsräte zu beginnen; unterstreicht, dass eines der 
Schlüsselziele darin bestehen sollte, den Geltungsbereich auszuweiten und die Rechte auf 
Information und Konsultation im Falle einer Umstrukturierung zu stärken;

15. fordert die Verabschiedung von Maßnahmen zur Überwindung der gegenwärtigen 
Wirtschaftskrise und der unvertretbar hohen Arbeitslosigkeit sowie der schwachen 
wirtschaftlichen Fortschritte; betont, dass eine Wirtschaftspolitik, die auf einem rein 
angebotsorientierten Ansatz beruht, die gegenwärtigen Probleme unserer Wirtschaft und 
auch die Probleme des Arbeitsmarktes nicht lösen wird; fordert, dass in die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik ein angemessener Policy-mix einbezogen wird, einschließlich von 
Maßnahmen zur Stärkung der Angebotsseite der Wirtschaft;

16. verweist darauf, dass in einem jüngsten Bericht über die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik, der dem Parlament im Januar 2003 vorgelegt wurde, nicht weniger als 
acht unterschiedliche Koordinierungsmechanismen ermittelt wurden und ein gewisses 
Maß an Verwirrung darüber festgestellt wurde, wer was unternimmt und wie die gesamte 
Koordinierungsmaschinerie miteinander verzahnt ist;

17. begrüßt jedoch die Absicht, die verschiedenen Prozesse zur Koordinierung der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik zu straffen; spricht sich allerdings für mehr Klarheit und für 
die Einbeziehung des Verfahrens der Haushaltsüberwachung in dieses Unterfangen aus;

18. betont, dass sich die Grundzüge der Wirtschaftspolitik nicht zu einer „Koordinierung der 
Koordinierungsprozesse“ entwickeln dürfen, sofern nicht sämtliche Eingaben in diese 
Koordinierung angemessen widergespiegelt werden; fordert mit Nachdruck, dass andere 
Ratsformationen in die Verabschiedung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik auf 
gleichberechtigter Grundlage einbezogen werden, und schlägt vor, die Frühjahrstagung 
des Rates in eine „Nachhaltigkeitstagung des Rates“ umzuwandeln;

19. bekräftigt seine Forderung, enger – und in einer früheren Phase – in die Vorbereitung der 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik einbezogen zu werden; fordert mit Nachdruck die 
Verabschiedung der Gründzüge der Wirtschaftspolitik gemeinsam durch Rat und 
Parlament;

20. bedauert, dass die Kommission keine konkreten Vorschläge vorgelegt hat, wie der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) verbessert werden soll, um diesen Pakt in einen 
„Stabilitäts-, Investitions- und Beschäftigungspakt“, der die Umwelt achtet, 
umzuwandeln;

21. fordert den Rat auf, sich über die notwendigen Anpassungen mit Blick auf eine 
intelligente und flexible Anwendung des Pakts und die Einführung verfeinerter Kriterien 
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zu einigen; ist davon überzeugt, dass ein auf der „goldenen Regel“ basierender Ansatz im 
Bereich der öffentlichen Defizite beim Verfahren für übermäßige Defizite angewandt 
werden sollte; wünscht, dass Investitionen, die zu den Zielvorgaben der Lissabonner 
Strategie beitragen, von den nominalen Beschränkungen des SWP ausgeschlossen 
werden;

22. ist der Auffassung, dass die positiven wirtschaftlichen Auswirkungen einer weiteren 
Liberalisierung der Märkte, wie sie in den politischen Empfehlungen der Kommission 
dargelegt werden, überschätzt worden sind; fordert die Kommission auf, eine Bewertung 
der Auswirkungen der Liberalisierung auf der Grundlage einer pluralistischen externen 
Bewertung in den verschiedenen Bereichen der EU-Wirtschaft vorzulegen;

23. verweist auf die Erklärung der Kommission, dass eine Verlagerung der Besteuerung von 
der Arbeit auf Umweltsteuern in mehreren Mitgliedstaaten zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen beigetragen hat; fordert deshalb die Mitgliedstaaten auf, koordinierte 
Bemühungen zu unternehmen, um die Besteuerung von Arbeit schrittweise durch 
ökologische Steuern zu ersetzen; fordert die Kommission auf, zusätzliche Vorschläge 
vorzulegen, um diesen Prozess durch angemessene Koordinierungsmechanismen zu 
unterstützen und zu beschleunigen;

24. unterstützt uneingeschränkt die von der Kommission an die Adresse der Mitgliedstaaten 
gerichtete Kritik, sie hätten keine Fortschritte beim Abbau umweltschädlicher 
Subventionen und Steuerbefreiungen erzielt, und fordert die Kommission auf, 
angemessene Maßnahmen vorzuschlagen, einschließlich – nach Möglichkeit – von 
Verstoßverfahren vor dem Gerichtshof, um solchen Subventionen zügig ein Ende zu 
bereiten;

25. beglückwünscht den Rat zu den Fortschritten, die beim „Steuerpaket“ erzielt wurden; 
fordert eine zügige Annahme des gesamten Pakets, einschließlich des Verhaltenskodex für 
die Unternehmensbesteuerung; hofft auf positive Ergebnisse bei den Dossiers der 
Energiebesteuerung; fordert die Kommission und den Rat auf, alle notwendigen Schritte 
zu ergreifen, um schädlichem Steuerwettbewerb und Praktiken der Steuerhinterziehung 
und Steuervermeidung, die ausnahmslos die Haushalte der Mitgliedstaaten und das 
Vertrauen der Bürger untergraben, ein Ende zu bereiten; 

26. verweist auf die ausschlaggebende Rolle der Leistungen der Daseinsvorsorge für das 
europäische Gesellschaftsmodell; fordert eine klare Verpflichtung des Rates und der 
Kommission, dass die Regeln des Binnenmarktes die Einführung und Weiterentwicklung 
solcher Dienste nicht behindern dürfen; fordert die Präsidentschaft auf, die Kommission 
aufzufordern, die Arbeiten für eine Rahmenrichtlinie zu den Leistungen der 
Daseinsvorsorge, mit denen die Grundsätze von Artikel 16 des gegenwärtigen Vertrags 
gestärkt werden, zu beschleunigen;

27. teilt die Ansicht der Kommission, dass die Bewerberländer in den Jahren des Übergangs 
und des „Nachholens“ nicht dazu angehalten werden sollten, ihre Wirtschaftspolitik mit 
Blick auf die nominalen Konvergenzkriterien von Maastricht zu konzipieren;

28. teilt die Auffassung, dass es notwendig ist, den Bildungsbereich und insbesondere die 
Grundbildung besser zu finanzieren, den Unterricht in den Wissenschaften dynamischer 
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und interaktiver – unter Beibehaltung eines hohen Niveaus – zu gestalten und die 
Ausbildung von Spezialisten im Bereich IKT zu verbessern und auszuweiten;

29. bekundet seine Genugtuung darüber, dass 90% der Schulen Zugang zum Internet haben, 
und verweist auf die Bedeutung der Einführung freier Software im Bildungswesen, um 
eine Generation von intelligenten und aktiven IKT-Nutzern heranzubilden, wobei 
natürlich auch die offenkundigen Vorteile bei den Kosten zu berücksichtigen sind;

30. ruft den Rat dazu auf, die Richtlinie über die Patentierung der Erfindungen mit Computern 
in ihrer gegenwärtigen Form nicht zu verabschieden, da sie die uneingeschränkte 
Patentierung von Software ermöglichen und die Innovation und das Wachstum des 
Software-Sektors, der den Eckpfeiler der Wissensgesellschaft und der IKT-Wirtschaft 
bildet, behindern würde;

31. bekundet seine Genugtuung über die Entschlossenheit des Rates, der europäischen 
Wirtschaft neue Impulse zu verleihen und einen Europäischen Forschungsraum zu 
schaffen, sofern ein angemessenes Gleichgewicht zwischen Grundlagenforschung und 
angewandter Forschung gefunden wird, ohne die die Union rasch jedwede Kreativität und 
Dynamik im Bereich der wissenschaftlichen Forschung einbüßen würde;

32. unterstützt die Zielvorgaben von Barcelona, dass 3% des BSP für den Bereich FuE 
zweckbestimmt werden sollen, wovon zwei Drittel vom privaten Sektor finanziert werden 
müssen, und ruft diesen dazu auf, seiner Verantwortung gerecht zu werden; verweist 
darauf, dass Forschungsmittel der EU nicht auf dem Gebiet der militärischen Forschung 
und/oder Verteidigungsforschung verwendet werden sollten;

33. besteht auf der Schaffung eines eindeutigen Rechtsrahmens im Bereich des Eigentums an 
den Ergebnissen der Forschung, um öffentlichen Forschungsinstitutionen und der 
Verbreitung des Wissens nicht zu schaden;

34. ist davon überzeugt, dass im Rahmen einer nachhaltigen und umfassenden Lissabonner 
Strategie die gewichtige Rolle hervorgehoben werden müsste, die die Energieeffizienz zu 
spielen hat, wenn es um die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft geht; 
fordert deshalb mit Nachdruck, dass in die Liste der Indikatoren zum allgemeinen 
wirtschaftlichen Hintergrund (Kategorie 1) ein Indikator der Energienutzung 
aufgenommen wird, wie dies ganz zu Beginn der Fall war, und dass in die Liste der 
vorrangigen Zielvorgaben von Lissabon ein Ziel betreffend die Energieintensität 
einbezogen wird;

35. bedauert, dass der Rat der Energieminister wieder einmal einen Beschluss über die EU-
weite Energiesteuer herausgezögert hat, die notwendig ist, um gleiche Ausgangschancen 
im Bereich der Energie und des Verkehrs zu schaffen; fordert deshalb den Rat der 
Energieminister auf, auf seiner nächsten Tagung einen Beschluss zu fassen;

36. bekundet seine Enttäuschung über den Beschluss des Rates der Energieminister über die 
Liberalisierung des Energiemarktes in einer Weise, in der die Marktöffnung für 
gewerbliche Kunden nicht durch eine zeitgleiche Entbündelung des Vertriebs 
vervollständigt wird;
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37. bekundet seine Unzufriedenheit darüber, dass die Zielvorgabe eines weltweiten Anteils 
von 15% an erneuerbaren Energiequellen, wie sie von der Europäischen Union 
vorgeschlagen wird, auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung nicht vereinbart 
werden konnte, und fordert deshalb, dass von der EU sämtliche Anstrengungen 
unternommen werden, um den Druck auf künftige internationale Konferenzen zur 
Verabschiedung einer solchen Zielvorgabe aufrecht zu erhalten; fordert mit Nachdruck, 
dass sämtliche Vereinbarungen und Investitionen, bei denen Haushaltsmittel der EU in 
Entwicklungsländern zum Einsatz kommen, den Marrakesch-Kriterien entsprechen und 
die Verantwortung der EU widerspiegeln, wenn es um die externe Dimension der 
nachhaltigen Entwicklung geht;

38. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Europäischen Rat, dem Rat, der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der 
Beitrittsländer zu übermitteln.


